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Bonn. Parents for Future und viele weitere 
Organisationen aus dem „KlimaNetz Bonn“ 
rufen unter dem Motto „Tausend Räder auf 
den Tausendfüßler“ zur Demonstration auf. 
Statt neuer Fahrspuren für Autos sollte bei der 
Sanierung der A565 ein Radschnellweg gebaut 
werden. Um dieser Forderung Nachdruck zu 
verleihen und die Vorteile eines solchen Rad-
wegs erfahrbar zu machen, kann dies für die 
Veranstalter*innen nur heißen, dass eben genau 
dort demonstriert werden muss! Daher wurde 
für Sonntag, den 08.11.2020, eine Fahrrad-De-
monstration auf dem Tausendfüßler angemeldet. 
Start der Veranstaltung soll um 11 Uhr auf dem 
Campus Poppelsdorf sein. Die Stadt hat bislang 
ein Demonstrationsverbot auf dem Tausend-
füßler verfügt, gegen welches aber gerichtlich 
vorgegangen wird.

 „Das Wort „Verkehrswende“ ist für Straßen.
NRW ein Fremdwort und kommt in den sieben 
Aktenordnern zum Planungsverfahren für die 
A565 kein einziges Mal vor. Das ist in Zeiten der 
Klimakrise unverantwortlich. Mit diesen völlig 
unzeitgemäßen Ausbauplänen wird die von allen 
Parteien geforderte Verkehrswende ausgebremst 
und - auf Kosten zukünftiger Generationen - der 
CO2-Ausstoß noch gefördert. Wir brauchen statt-
dessen dringend ein neues Verkehrsgutachten, 
dem eine klima- und zukunftsgerechte Planung 
zugrunde liegt“, so Jean Jacques Jassoy von Pa-
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Nach dem aktuell geltenden Bundesfern-

straßengesetz müsste bei der Sanierung von 
Autobahnbrücken ein Radweg eingeplant wer-
den. Bernhard Meier vom ADFC Bonn betont: 
„Ein Radschnellweg am Tausendfüßler wäre 
ein wichtiger Anreiz für den Umstieg auf kli-
mafreundliche Fortbewegungsmittel - auch zur 
Entlastung der Reuterstraße, die nach einem 
Gerichtsbeschluss aufgrund der hohen Sticko-
xid-Werte weiter unter Beobachtung steht. Statt-
dessen würden mit neuen PKW-Spuren weitere 
Autos in die Stadt gelockt.“

Viele Bürger*innen wissen nicht, was durch 
die bisherigen Planungen auf sie zukommt. Um 
sich wenigstens ein Mal wirklich ein Bild der 
Lage vor Ort machen zu können, findet nun die 
Rad-Demonstration genau auf der relevanten 
Autobahnstrecke statt. „Wir wollen hautnah 
erfahren, wie schnell wir mit dem Fahrrad am 
Tausendfüßler in die Stadt pendeln können 
und was ein Autobahnausbau auf die doppelte 
Fläche für angrenzende Grünflächen wie den 
Lenné-Park bedeuten würde,“ so Alice Meisen 
von Extinction Rebellion Bonn.
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Regionalpolitik braucht Bürgerengagement

Wann, wenn nicht jetzt?
Von den neuen Ratsmehrheiten und Verwaltungschef*innen in Bonn und Königs-
winter erwarten viele Bürger*innen den Schutz der noch übrigen rechtsrheinischen 
Kulturlandschaft vor Riesen-Baugebieten. Damit es wirklich dazu kommt, ist Bür-
gerengagement unerlässlich, besonders beim nun anstehenden Regionalplan.

Dr. Susanne Gura

In Königswinter regiert nun als Bürgermeister 
Lutz Wagner von den „Köwis“ (früher Grüne), 
im Stadtrat gemeinsam mit der SPD und den neu 
gegründeten Grünen. In Bonn wird eine Grün-Rote 
Koalition erwartet; erstmals regiert eine Grüne 
Oberbürgermeisterin, Katja Dörner. Viele Men-
schen in der Region atmen auf und hoffen auf echte 
Verbesserungen, gerade auch in der Grenzregion 
zwischen den beiden Kommunen. 

Im Ennert und Pleiser Ländchen waren vor der 
Kommunalwahl die Sorgen um die Kulturlandschaft 
und die Proteste gegen ihren geplanten Verbrauch 
groß. Die mittlerweile fünfte Überarbeitung der 
Karte zeigt, was kurz vor der Wahl geschehen war. 
Zunächst hatten im Zug der Vorbereitung für den 
kommenden Regionalplan die CDU-geführte Bon-
ner Stadtverwaltung fast die gesamten restlichen 
Agrarflächen bis zur Stadtgrenze als Siedlungsbe-
reiche vorgeschlagen. Die Bezirksvertretung Beuel 
hatte alles abgelehnt, wobei CDU, FDP und SPD 
mehrdeutige Formulierungen durchgesetzt hatten, 
die die Bebauung der Flächen 2 und 3 in Roleber 
ermöglichen, siehe Fragezeichen auf der Karte. 

Der neue Stadtrat müsste nun dafür sorgen, dass 
im neuen Regionalplan weder der V-förmige Kragen 
noch die Flächen 2 und 3 als Siedlungsbereiche aus-
gewiesen werden; Landschaftsschutz ist die richtige 
Kategorie. Dasselbe gilt für die Unklarheiten bezüg-
lich Holtorf. Alle diese Flächen gehören zum leider 
noch unverbindlichen Bonner Freiraumsystem.

Nächste Schritte in Bonn
Damit es in Roleber und Holtorf eindeutig nicht 

zu neuen Siedlungsbereichen kommen kann, sollte 
die Ratsentscheidung klargestellt und die Anmel-
dungen von Siedlungsbereichen an die Bezirksre-
gierung für den Regionalplan nicht durchgeführt 
werden. Falls Sridharans Stadtverwaltung sie bereits 
durchgeführt hat, ist sie zurückzunehmen. Das ist 
möglich, denn für den formalen Planentwurf gibt 
es noch keine Termine der Bezirksregierung. Bisher 
gab es nur einen informellen Entwurf.

Gegen die Neusiedlungen sprechen die Knappheit 
der Kaltluftquellen in Stadtnähe und der immer 
intensiver genutzten rechtsrheinischen Naherho-
lungsgebiete. Darüber hinaus müsste zur äußeren 
Kanalerschließung der zwei Kilometer lange Kanal 
durch Holzlar erweitert werden, da er ausgelastet ist. 
Schon das derzeit infrage stehende Riesen-Bauge-
biet der Sahle Wohnen um die Landwirtschaftskam-
mer, der so genannte Kragen, würde die immense 
Investition von geschätzten 20 Millionen Euro aus-
lösen. Wenn der Kanal dann bereits erweitert ist, 
würden die Flächen 2 und 3 dem wirtschaftlichen 
Druck zur Bebauung ausgeliefert.

Nächste Schritte in Königswinter
Die Stadtverwaltung hatte für den Regionalplan 

über das stark umstrittene Integrierte Stadtent-
wicklungskonzept ISEK hinaus sogar noch weitere 
Bereiche in Stieldorf und Vinxel für Neusiedlungen 
angemeldet. Die Köwi-Fraktion des neuen Bürger-
meisters hat in der Juni-Sitzung des Planungsaus-
schusses dies unterstützt. Ihr Wahlversprechen für 

die kommenden fünf Jahre lautet: Ein oder zwei der 
Riesen-Baugebiete werden realisiert. Das entspricht 
ungefähr der beschränkten Kapazität der regionalen 
Bauwirtschaft. Ein Umdenken hin zu nachhaltiger 
Regionalpolitik fehlt noch: Die Kulturlandschaft 
wird kaum wertgeschätzt.

Bezirksregierung und Regionalrat
Für die Verkehrs- und Siedlungsplanung, für die 

Planung von Gewerbegebieten, Schulen, Kranken-
häusern, für Wasser- und Abfallwirtschaft, Land-
schaft und Erholung arbeiten auf einer mittleren 
Verwaltungsebene zwischen der Landesregierung 
und den Kommunen die fünf Regierungsbezirke 
Arnsberg, Detmold, Düsseldorf, Köln und Münster.  
Die Spitze der Bezirksregierungen werden nach 
Parteienproporz vom NRW-Ministerpräsidenten 
ernannt; in Köln ist bis zur nächsten Landtagswahl 
2022 Regierungspräsidentin Gisela Walsken (SPD) 
im Amt. Eine ihrer Funktionen ist die kommunale 
Aufsicht. Die Bezirksregierung erstellt den Regio-
nalplan.

Der Bezirksregierung ist ein Regionalrat beige-
ordnet, der aus den Kommunen nach dem Partei-
enproporz der Kommunalwahl besetzt wird. Nicht 
stimmberechtigte, aber beratende Mitglieder des 
Regionalrats sind die Oberbürgermeister und Lan-
dräte, sowie unter anderem Vertreter der Verbände 
aus Wirtschaft, Sport und Naturschutz. Nach der 
Kommunalwahl wird der Regionalrat neu kons-
tituiert. Zentrale Aufgabe ist die Aufstellung des 
Regionalplans, bei der die verschiedenen Belange 
abgewogen werden müssen, ähnlich wie bei einem 
Bebauungsplan. Im neuen Regionalrat haben CDU 
und SPD einige Stimmen verloren, die Grünen hin-
zugewonnen. 

 
Öffentliche Sitzungstermine:                                                                      
https://www.bezreg-koeln.nrw.de.

Öffentliche Beteiligung
An der Erarbeitung des Regionalplans kann sich 

die Öffentlichkeit beteiligen. Zuvor muss die Kölner 
Bezirksregierung den offiziellen Planentwurf und 
den Umweltbericht erstellen. Dann fällt der Regio-
nalrat den Erarbeitungsbeschluss, und anschließend 
laufen die Beteiligungen. Ein Erörterungstermin mit 
den Beteiligten muss stattfinden, bevor der Regio-
nalrat die Belange und Meinungen abwägt und den 
Aufstellungsbeschluss fasst.

Bis dahin warten sollte man nicht, sondern schon 
im Vorfeld bei Kommunen und Regionalrat aktiv 
werden.

Kommunen sollten nicht nur Siedlungsbereiche, 
sondern auch andere Gemeinwohlbelange wie 
beispielsweise Freiräume und Kaltluftquellen, im 
Regionalplan absichern. Wann ist die Zeit zum Um-
denken gekommen, wenn nicht jetzt?

Weitere Infos unter:
www.ennertaufstieg.de und
www.siebengebirgsregion.de

Kontakt:
sg@siebengebirgsregion.de 
Telefon 0228 9480670

Bonn ist auf dem richtigen Weg, Königswinter noch nicht.
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